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GVG § 13; Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) v« 21» Januar 
I960, BGBl I 17, § 40

Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche, die ein im zweiten 
Weltkrieg in deutscher Kriegsgefangenschaft gewesener 
Offizier der früheren polnischen Armee gegen die Bundes­
republik auf Nachzahlung von Offiziersgehalt, auf Auszah­
lung von ihm für das bei der Gefangennahme abgelieferte 
Bargeld wie an Kantinen- und Lagergeld gutgeschriebenen 
Beträgen erhebt, gehörenu als öffentlich-rechtliche 
Streitigkeiten vor die Verwaltungsgerichte, und zwar aueh 
dann, wenn das Rechtsverhältnis zwischen dem Gefangenen 
und dem Gewahrsams Staat rein völkerrechtlich zu sehen wäre«

GVG § 13; Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) v* 21» Januar 
I960, BGBl I 17, § 40; BGB § 688
Ein öffentlich-rechtliches Verwahrungsverhältnis liegt 
nicht vor, wenn nicht bestimmte Geldscheine aufbewahrt, 
sondern entsprechende Geldbeträge gutgeschrieben und spä­
ter ausgezahlt werden sollen0

BGH, Urt. v« 9. März 1961 - III ZR 44/60 - OLG KölnLG Bonn



Ill ZB 44/60
Verkündet 

am9«Miärz 1961 
J H H P , Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Hechtsstreit

des Majors Josef W ■ ■ ■ ■ ■ ■ )  , III,
I, USA,

Klägers, Berufungsklägers und Revisionsklägers, 
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr.

gegen

die Bundesrepublik D e u t s c h l a n d  , vertreten durch 
den Bundesminister der Finanzen,

Beklagte, Berufungsbeklagte und Hevisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr

hat der III« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 9« März 1961 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br. Kreft, Dr. KoE« Meyer, Br« Arndt, 
Br« Hußla und Schäfer

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden das Urteil des 
7o Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Köln vom 
14« Dezember 1959 und das Urteil der 1. Zivil­
kammer des Landgerichts in Bonn vom 14» Juli 1956 
aufgehoben.
Die Sache wird zur weiteren Verhandlung und Ent­
scheidung an das Landesverwaltungsgericht in Köln verwiesen.
Die Kosten des Berufungs- und des Hevisionsver^t s- 
fahrens werden dem Kläger auferlegt.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger hat sich nach seiner Darstellung als ehe­
maliger aktiver Offizier der polnischen Armee in der Zeit 
vom 19« September 1939 bis April 1945 in deutscher Kriegs­
gefangenschaft befunden» Weil die Kriegsgefangenen nur ge­
ringe Beträge an Bargeld behalten durften, hatten die Lager­
leiter Konten eingerichtet, auf denen den Gefangenen von ih­
nen abgelieferte oder erworbene Gelder zwecks Auszahlung 
nach Ende der Kriegsgefangenschaft gutgeschrieben wurden«
Nach der Behauptung des Klägers waren ihm auf einem Konto 
550 HM als Gegenwert des abgelieferten Brivatgeldes, auf 
einem anderen sog. Kantinengeldkonto bei Kriegsende ein Be­
trag von 58 EM gutgeschrieben« Berner war dem Kläger nach 
seiner Darstellung ab November 1944 nicht mehr wie vorher 
ein monatliches Lagergeld von 108 HM ausgezahlt, sondern 
ebenfalls auf einem Konto zur Auszahlung bei Entlassung gut­
geschrieben worden« Auf die Auszahlung dieser gutgeschrie­
benen Beträge, die der Kläger bei Ende der Kriegsgefangen­
schaft nicht ausgezahlt bekommen haben will, nämlich 58 HM,
550 HM und 6 mal 108 HM Lagergeld (November 1944 bis April 
1945) sowie auf Nachzahlung des ihm seiner Meinung nach für 
die Dauer der Kriegsgefangenschaft zustehenden Majorsge­
halts von monatlich 641,57 HM, sämtliche Beträge im Verhält­
nis 10 zu 1 auf insgesamt 4.424,79 DM umgestellt, sowie 
Zinsen hieraus, nimmt der Kläger die beklagte' Bundesrepu­
blik in Anspruch« Er beruft sich dabei zur Begründung seiner 
Ansprüche auf folgendes;

Ihre materielle Grundlage bildeten das Abkommen be­
treffend die Gesetze und Gebräuche des Landkrieges vom 
18« Oktober 1907 (Haager Landkriegsordnung » HLKO) und das 
Genfer Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen 
vom 27. Juli 1929 (GKGA). Nach Art. 17 HLKO und Art. 23 GKGA 
müsse Kriegsgefangenen Offizieren monatlich dieselbe Be­
soldung gewährt werden, die der Gewahrsamsstaat seinen eigenen 
Offizieren entsprechenden Hanges auszahle« Unter Besoldung
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se*i auch das Gehalt za verstehen; dies sei in Art. 23 GKGA 
ausdrücklich bestimmt. Mithin habe er sowohl Anspruch auf 
Sold als auch auf Gehalt gehabt. Da ihm ein Teil des Soldes 
nicht ausgezahlt worden sei und eine Gehaltsauszahlung nie 
stattgefunden habe, stehe ihm ein Anspruch gegen die Be­
klagte auf Nachzahlung der entsprechenden Geldbeträge zu.

Soweit der Kläger die Auszahlung der angeblichen Gut- 
habenbeträge begehrt, stützt er sich auf Art. 24 GKGA, der in 
in seinem Abs. 2 vorschreibt, daß bei Beendigung der Ge­
fangenschaft den Kriegsgefangenen die Guthabenbeträge ihrer 
Rechnungen auszuzahlen seien.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, er sei berech­
tigt, persönlich die erwähnten Ansprüche gegen die Beklagte 
geltend zu machen. Nach neuerer Auffassung könne auch das 
Völkerrecht Ansprüche dines Einzelnen auslösen; zudem seien 
die HLKO und das GKGA im Beichsgesetzblatt veröffentlicht 
und als völkerrechtliche Abmachungen durch Art. 4 WeimRVerf 
und Art. 23 GG zu innerstaatlichem Hecht erhoben worden; 
folglich könne auch eine Einzelperson Ansprüche aus Kriegs- 
gefangenenrecht gegen den ehemaligen Gewahrsamsstaat geltend 
machen. Außerdem ergebe sich seine Berechtigung, die An­
sprüche persönlich geltend zu machen, aus Art. 3 des GKGA, 
der bestimme, daß Kriegsgefangene ihre volle bürgerliche 
Hechtsfähigkeit behielten. In diesem Sinne müsse auch Art.
24 des GKGA verstanden werden, wonach die einem Kriegsge­
fangenen verbleibenden Guthaben ihm nach Beendigung der 
Kriegsgefangenschaft auszuzahlen oder im Falle seines Todes 
an seine Erben auf diplomatischem Wege zu Übermitteln seien. 
Der Kläger hat die Auffassung vertreten, daß zur Entschei­
dung über seine Ansprüche die ordentlichen Gerichte berufen 
seien. Es liege insbesondere keine öffentlich-rechtliche 
Streitigkeit vor, weil sich das vorliegende Rechtsverhält­
nis auf Völkerrecht gründe und nicht auf ein innerstaat­
liches Unterordnungsverhältnis. Der Ve.rwaltungsrechtsweg 
könne auch nicht aus den neueren Beamten- oder Soldatenge-



setzen hergeleitet werden« Eine analoge Anwendung der in 
diesen Gesetzen getroffenen Rechtswegbestimmungen scheitere 
daran, daß das Verhältnis der Beamten und Soldaten völlig 
verschieden von dem Verhältnis des Kriegsgefangenen zum 
Gewahrsamsstaat sei«

Rach Auffassung des Klägers stehen seinen Ansprüchen 
auch nicht die internationalen Abkommen entgegen, die nach 
Kriegsende mit oder ohne Mitwirkung der Bundesrepublik ab­
geschlossen worden sind«

Das Landgericht und das vom Kläger mit der Berufung an­
gegangene Oberlandesgericht haben die Klage zum überwiegen­
den Teil wegen Unzulässigkeit des ordentlichen Rechtsweges 
abgewiesen, im übrigen in Ansehung der Hauptsache nach dem 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetz für erledigt erklärt«

Mit der vom Oberlandesgericht zugelassenen Revision 
verfolgt der Kläger seinen Antrag weiter, die Beklagte zur 
Zahlung von 4«424,79 DM nebst Zinsen zu verurteilen« Hilfs­
weise beantragt er, den Rechtsstreit an das Landesverwal­
tungsgericht in Köln zuvverwetssn.Bie Beklagte bittet um 
Zurückweisung der Revision«

Ent sch ei dungs gründe:

I «

a) Für den Anspruch auf Nachzahlung von Gffiziersgehalt 
hält das Berufungsgericht nicht den Rechtsweg' vor den or­
dentlichen Gerichten, sondern den Verwaltungsrechtsweg für 
gegeben, weil es sich um einen innerstaatlichen öffentlich- 
rechtlichen Anspruch handele, über den bei dem Fehlen einer 
Zuweisung an die bürgerlichen Gerichte gemäß § 22 BritoMil- 
RegVO Nr« 165 die Verwaltungsgerichte zu befinden hätten« 
Hierbei erwägt das Berufungsgericht: HLKO und GKGA seien
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innerdeutsches Hecht geworden« Ob eine bürgerliche Rechts- 
Streitigkeit oder eine Streitigkeit des öffentlichen Hechts 
im Sinne von § 22 aaO vorliege, richte sich danach, ob der 
Streitgegenstand Rechtsfolgen des einen oder des anderen 
Hechtskreises betreffe und dies wieder nach der Hechtsnatur 
des ihnen zugrundeliegenden Rechtsverhältnisses« Letzteres 
sei öffentlich-rechtlich, wenn der Einzelne kraft seiner 
Unterwerfung unter die staatliche Gewalt in ein Unterord­
nungsverhältnis zu der öffentlichen Gewalt getreten sei« La 
der Kriegsgefangene in besonderem Maße der Gewalt seines Ge­
wahrsamsstaates unterworfen sei, seien als Streitgegenstand 
des Rechtsstreits, soweit der Kläger Ansprüche aus HLKO und 
GKGA geltend mache, Rechtsfolgen aus öffentlichem Recht ge­
geben« Entgegen der Auffassung des Klägers handele es sich 
auch nicht um Ansprüche, die lediglich aus einem vom Völker­
recht bestimmten Gewaltverhältnis herrührten« Grundsätzlich 
seien die Einzelmenschen keine Subjekte des Völkerrechts, 
das nur ihre Interessen, nicht sie selbst schütze, und 
könnten aus internationalen Abkommen erst Rechte ableiten, 
wenn der Vertrag entsprechend dem Recht des einzelnen Staates 
dessen staatliches Recht geworden sei; dann aber beruhe die 
Rechtsstellung des einzelnen Menschen nur auf dem inner­
staatlichen Anwendungsbefehl, nicht unmittelbar auf dem 
völkerrechtlichen Vertrag« Von diesem Grundsatz möge es zwar 
Ausnahmen geben; dem Kriegsgefangenen seien jedoch weder 
durch die HLKO noch das GKGA unmittelbare völkerrechtliche 
Befugnisse eingeräumt worden. Bas ergebe sich daraus, daß 
jene Verträge keinen Rechtsweg, auch nicht vor den Gerichten 
des Gewahrsamstaates, für .etwaige Klagen der Kriegsgefange­
nen gegen diesen eröffnet hätten; das habe auch die Praxis 
der einzelnen Vertragsstaaten gezeigt« Im zweiten Weltkrieg 
hätten daher dem Kriegsgefangenen höchstens Rechte auf 
Grund innerstaatlicher Vorschriften zugestanden, die in Er­
füllung völkerrechtlicher Pflichten der Staaten geschaffen 
worden seien« Wenn aber dergestalt das Verhältnis des ein­
zelnen Gefangenen zu dem Gewahrsamstaat vom Landesrecht be­
stimmt gewesen sei, so sei auch das besondere Gewaltver-

A
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k

hältnis zwischen beiden ein innerstaatliches gewesen. Strei­
tigkeiten aus einem solchen unterfielen aber der Vorschrift 
des § 22 aaO, die auch Streitigkeiten zwischen dem Staat 
und Ausländern wie Staatenlosen betreffe« Es bestehe kein 
durchschlagender Grund, das Kriegsgefangenenverhältnis hin­
sichtlich des Hechtsweges anders als sonstige Öffentlich- 
rechtliche Gewaltverhältnisse zu behandeln«

Den ihm verschlossenen Rechtsweg vor den bürgerlichen 
Gerichten könne sich der Kläger auch nicht damit erschließen, 
daß er sich auf eine Amtshaftung der Beklagten aus § 839 
BGB, Art. 34 GG berufe« Denn insoweit kleide er in unzu­
lässiger Weise sein Klagebegehren in das Gewand einer Amts­
haftungsklage.

b) Das Klagebegehren auf Auszahlung der einzelnen Gut­
haben, und zwar im Gegensatz zu dem Erstgericht auch inso­
weit, als nicht zur Auszahlung gelangtes Lagergeld (Sold) 
eingeklagt wird, erachtet dagegen das Berufungsgerieht als 
einen Anspruch aus öffentlich-rechtlicher Verwahrung, für 
den der ordentliche Rechtsweg kraft Überlieferung gegeben 
sei.

II«

Was die Revision demgegenüber vorträgt, vermag die 
Annahme einer Zuständigkeit der bürgerlichen Gerichte nicht 
zu begründen. Im Gegenteil ist vielmehr noch über die Auf­
fassung des Berufungsgerichts hinaus der ordentliche Rechts­
weg für die Klage insgesamt nicht gegeben« Das folgt aus den 
nachstehenden Erwägungen; aus ihnen erhellt zugleich, daß es 
auf die von der Revision in den Vordergrund gerückte Präge 
überhaupt nicht ankommt, auf die Frage nämlich, ob der Klä­
ger in seiner Eigenschaft als Kriegsgefangener Subjekt des 
Völkerrechts gewesen sei und eigene unmittelbare völker­
rechtliche Ansprüche gegen das Deutsche Reich als Gewahrsam­
staat erworben habe.
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a) Eine - unmittelbar verbindliche - völkerrechtliche 
Bestimmung darüber, welches Gericht in einem Streitfall 
wie dem vorliegenden zuständig sein soll) ist nicht vor­
handen. Daher ist auf deutsches Hecht zurückzugreifen« Hach 
§ 13 GVG gehören vor die ordentlichen Gerichte grundsätzlich 
alle bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten« Hach der im Zeit- 

• punkt der Klagerhebung in Kraft befindlichen Verordnung 
Hr. 165 der britischen Militärregierung (§ 22) ist ebenso 
wie jetzt nach der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 
I960 (§ 40) der Verwaltungsrechtsweg grundsätzlich für alle 
öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nichtverfassungsrecht­
licher Art eröffnet worden« Hach Art. 19 Abs. 4 GG steht 
demjenigen» der durch die Öffentliche Gewalt in seinen Hech­
ten verletzt ist» der ordentliche Rechtsweg insoweit offen» 
als eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist« Die Frage, 
ob eine bürgerlich-rechtliche oder eine öffentlich-rechtliche 
Streitigkeit vorliegt, ist nach deutschem Hecht in den 
Fällen, in denen es wie hier an einer ausdrücklichen Zuwei­
sung an den einen oder anderen Gerichtszweig fehlt, nach der 
Hechtsnatur des Klagebegehrens zu beurteilen, wie sie sich 
aus dem dem Klagevortrag zugrundeliegenden Sach Verhältnis 
ergibt (vgl. BGHZ 29, 187; ürt.v.17. Oktober I960 III ZH 
161/59 in WM i960, 1415 = VersR 1961, 34). Stellt sich das 
Klagebegehren nach der von der Klagepartei gegebenen Be­
gründung als Folge eines Sachverhalts dar, der nach bürger­
lichem Hecht zu beurteilen ist, so ist für es grundsätzlich 
der Rechtsweg vor den bürgerlichen Gerichten eröffnet. Da­
gegen ist dieser Rechtsweg im allgemeinen verschlossen, wenn 
der Streitgegenstand nach dem von der Klagepartei vorge­
tragenen Sachverhalt als ein öffentlich-rechtlicher Anspruch 
anzusehen ist. Auszugehen ist demnach von dem Sachvortrag 
der Klage, nicht von der rechtlichen Würdigung, die die 
Klagepartei ihrem Klagebegehren angedeihen läßt«

Der Begriff der öffentlich-rechtlichen Streitigkeit 
im Sinne der genannten Bestimmungen ist ganz allgemein zu 
fassen« Er umfaßt an sich (so mit Hecht Ule, Verwaltungsge-
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richtsbarkeit, I960, zu § 40 VwGO Anm. II).alle Streitig­
keiten Uber Rechtsbeziehungen, die dem Öffentlichen Hecht 
im engeren Sinn - mit Ausnahme des Strafrechts und des 
Prozeßrechts - angehören und damit auch Streitigkeiten 
Uber Rechtsbeziehungen, die sich nach dem dem Klagevortrag 
zugrundeliegenden Sachverhältnis aus dem Völkerrecht er­
geben«

Gleichgültig also, ob das Verhältnis des kriegsge- 
fangenen Klägers zu dem Deutschen Reich ausschließlich völ­
kerrechtlich betrachtet oder als vom innerstaatlichen Recht 
(mit) bestimmt gesehen wird, ist daher fUr den Anspruch 
des Klägers auf Nachzahlung von Offiziersgehalt für die Zeit 
seiner Gefangenschaft die verwaltungsgerichtliche Zuständig­
keit gegeben« Der Revision kann nicht zugegeben werden, daß 
die Verwaltern sgerichtsbarkeit lediglich auf innerstaat­
liche Zwecke gerichtet sei und sich nur auf Streitigkeiten 
beziehe, die im Rahmen des ausschließlich durch deutsche Be­
hörden kontrollierten, der deutschen Souveränität unterlie­
genden deutschen Rechts entstünde^ a« Die AusfUhrungen d er
Revision engen die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte indes Gesetzeseiner nicht mit Wortlaut und Sxnn^zu vereinbarenden Weise 
ein und werden auch dem Umstand nicht gerecht, daß die Yer- 
waltungsgerichte nicht nur zum Schutze der eigenen Staats- 
bUrger berufen sind, sondern auch dazu, Ausländer vor Über­
griffen der inländischen Hoheitsgewalt zu schützen«

Ist sonach der Verwaltungsrechtsweg fUr den Anspruch 
der Klage auf Nachzahlung von Offiziersgehalt eröffnet, so 
ist für eine Zuständigkeit eines bürgerlichen Gerichts, 
namentlich auch fUr die nur subsidiäre aus Art« 19 Abs« 4 
GG kein Raum« Auf § 839 BGB inV«m« Art« 34 GG stützt der 
Kläger nach der ausdrücklichen Erklärung der Revision die 
Klage nicht mehr«
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Auf keinen Fall ist entgegen der Revision die Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts in Anwendung des Art« 100 
Abs« 2 Gr Gr einzuholen« Denn nach dieser mit Art. 25 OG korres­
pondierenden Verfassungsbestimmung ist eine Sache dem Bundes­
verfassungsgericht nur dann zu unterbreiten» wenn zweifel­
haft ist, ob eine Regel des Völkerrechts Bestandteil des 
Bundesrechts ist und - zum Bestandteil des Bundesrechts ge­
worden - unmittelbare Rechte und Pflichten für den Einzelnen 
erzeugt. Um einen solchen Zweifel geht es hier nicht.

b) Entgegen der Revision und entgegen der Ansicht des 
Berufungsgerichts ist der Verwaltungsrechtsweg aus den unter 
a) entwickelten Erwägungen auch für die weiteren Klagan­
sprüche gegeben« Bas angefochtene Urteil begründet die Zu­
ständigkeit des bürgerlichen Gerichts damit, es handele sich 
bei diesen Ansprüchen um Forderungen aus einem öffentlich- 
rechtlichen Verwahrungsverhältnis. Bas trifft jedoch nicht 
zu. Was der Kläger will» ist Auszahlung eines dem ahgelie- 
ferten Privatgeld entsprechenden Betrages und Auszahlung 
ihm an Kantinen- und Lagergeld gutgeschriebener Beträge.
Ein VerwahrungsVerhältnis aber ist auf die Verwahrung einer 
Sache gerichtet, der eine angemessene Unterbringung und 
eine gehörige Obhut gewährt werdeft soll« Auch das öffentlich- 
rechtliche Verwahrungsverhältnis ist dadurch gekennzeichnet» 
daß eine Behörde durch Übergabe oder vermittels Übergabe­
surrogats an der zur verwahrenden Sache Besitz erlangt und 
ihr Aufbewahrung und Obhut zuteil werden lassen soll. Im 
Fall des Klägers geht es nicht darum, daß ihm abgenommene 
oder nicht ausgehändigte und zurückbehaltene Geldscheine 
für ihn aufbewahrt werden sollten, sondern allein darum, 
daß entsprechende Geldbeträge ihm gutgeschrieben wurden und 
bei dem Eintritt der dafür vorgesehenen Voraussetzungen er­
stattet oder ausgezahlt werden sollten« Ist dem aber so» 
dann fehlt es an dem Tatbestand eines Verwahrungsverhält­
nisses. So erklärt denn auch im dätirgerlich-rechtlichen Be­
reich die Vorschrift des § 700 BGB grundsätzlich nur die 
Bestimmungen des Barlehensverträges und lediglich in einigen

1
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Nebenpunkten die des Verwahrungsvertrages für anwendbar, 
wenn vertretbare Sachen derart hinterlegt werden, daß das 
Eigentum auf den Verwahrer übergehen und dieser verpflichtet 
sein soll, Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zurückzu­
gewähren«

Als Folge des zu a) und b) Gesagten ist die Entschei­
dung Über sämtliche Klagansprüche dem hierzu berufenen Ver­
waltungsgericht, und zwar dem Örtlich zuständigen Landes­
verwaltungsgericht in Köin zu überlassen« An dieses ist die 
Sache gemäß dem von dem Kläger im Bevisionsrechtszug gestell­
ten Verweisungsantrag zu verweisen (§17 GVG idF des § 178 
VwGO vom 21« Januar I960)«

Die durch die Anrufung des Berufungs- und des Revisions­
gerichts entstandenen (Mehr-)Kosten treffen den Kläger; die 
Entscheidung über die Kosten des ersten Rechtszuges ist dem 
Verwaltungsgericht zu überlassen (vgl« § 276 ZFO; BGHZ 11,
43 ff; 12, 52 ff; 14, 222 ff)«

Br« Kreft Br«K«E«Meyer Br« Arndt Br« Hussla Schäfer
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